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Betr.: Bundesgesetz, mit dem das Versicherungsaufsichtsgesetz, das Kartellgesetz 1988, das 
Versicherungssteuergesetz 1953, das Versicherungsvertragsgesetz 1958, das 
Atomhaftungsgesetz 1999, das Bundesgesetz über den erweiterten Schutz der 
Verkehrsopfer, das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz und das Bankwesengesetz 
geändert werden 

Das Bundesministerium für Finanzen übermittelt den angeschlossenen Entwurf zur gefällligen 

Kenntnisnahme mit dem Bemerken, dass dieser Entwurf den begutachtenden Stellen zur 

Stellungnahme bis längstens 28. Februar 2003 übermittelt wurde. 

Gleichzeitig wurden die Interessenvertretungen ersucht, ihre Stellungnahme in elektronischer 

Form sowie in 25facher Ausfertigung dem Herrn Präsidenten des Nationalrates zuzuleiten. 

Anlage 

Für.die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

\~l~"{~ 

"1 ~ . Jänner 2003 

Für den Bundesminister: 

Dr. Baran 
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Entwurf 

Bundesaesetz, mit dem das Versicherunasaufsichtsaesetz, das Kartellaesetz 1988, das 
Versicherunpsteuergesetz 1953, das Versicherunpvertragsaesetz 1958, das 
Atomhaftungsgesetz 1999, das Bundesgesetz aber den erweiterten Schutz der 
Verkehrsopfer, das FinanzmarktaufsichtsbehlSrdenaesetz und das Bankwesencesetz 
gelndert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen 

Artikell 
Artikel 2 
Artikel 3 
Artikel 4 
Artikel 5 
Artikel 6 
Artikel 7 
Artikel 8 

Artikel 9 

Inhaltsverzeichni. 

Hinweis auf die Umsetzung der SolvabilitAtsrichdinien 
Ändenmgen des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
Ändenmgen des Kartellgesetzes 1988 
Änderungen des Versicherungssteuergesetzes 1953 
Ändenmgen des Versichenmgsvertragsgeselzes 1958 
Ändenmgen des Atomhaftungsgesetzes 1999 
Ändenmgen des Finanmladctaufsichtsbehördengesetzes 
Ändenmgen des Bundesgesetzes über den erweiterten Schutz der Verkehrsop­
fer 
Ändenmgen des Bankwesengesetzes 
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Artikell 
Durch Art. 2 dieses Bundesgesetz werden die Richtlinien 200UI2/EG (ABI. Nr. L 077 vom 20. 3. 

2002. S 11) und 2002l13/EG (ABI. Nr. L 077 vom 20.3.2002. S 17) in österreichisches Recht umgesetzt. 

Artikel 1 

Änderun&en des Versicberunpaufsichts&esetzes 

Das Bundesgesetz vom 18. Oktober 1978 über den Betrieb und die Beaufsichtigung der Vertragsver­
sicherung (Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG), BGBI. Nr. 569/1978. zuletzt geandert durch das Bun­
desgesetz BGB" I Nr. 4612002, wird wie folgt geandert: 

1. § 4 Aba. 6 Z 1 1000tet: 
,,(6) Die Konzession ist zu versagen. wenn 
1. die Mitgliedern des Vorstandes nicht über die zur ErftUIung ihreI' Aufgaben erforderliche persOn­

liehe Zuverlassigkeit und fachliche Eigmmg verfilgen; persönliche Zuverlassigkeit ist jedenfalls 
nicht gegeben, wenn ein Ausschlie8ungsgrund im Sinne des § 13 GewO 1994 in der jeweils gel­
tenden Fassung vorliegt oder Ober das VeJ'lllÖgen dieser Personen beziehungsweise das VCI1DC­
gen eines anderen Rechtstnlgers als einer natürlichen Person, auf dessen Geschlfte diesen Perso­
nen maßgeblicher Einfluss zusteht oder zugestanden ist. der Konkurs erOftbet wurde; die facbli­
ehe Eignung setzt ausreichende theoretische und praktische Kenntnisse im Versichenmgsgc­
schaft sowie Leitungserfahnmg voraus; sie ist in der Regel anznndunen, wenn eine znmi""est 
dreijAhrige leitende Tätigkeit bei einem Versicherungsuntmehmcn von vergleichbarea- Grale 
und GeschAftsart nachgewiesen wird; besteht der Vorstand aus mehr als zwei PersooeD. so gen1l­
gen bei den weiteren Mitgliedern des Vorstands theoretische und praktischen Kenntnisse auf an­
deren Gebieten. die fllr den Betrieb des Versicherungsgeschaftcs von wesentlicher Bedeutung 
sind., und eine leitende Tätigkeit bei entsprechenden Unternehmen," 

2. In § J 0 Aba. 4 wird noch dem zweiten Satz folgender Satz eingeftlgt: 

,,Dies gilt nicht, wenn die FMA die Vorlage eines Solvabilitatsplans gemU § l04a Abs. 1 zweiter Satz 
verlangt hat und die Gründe hiefiir noch nicht weggefallen sind. .. 

3. In § 1 Da Aba. 2 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingejllgt: 

,.Dies gilt nicht. wenn die FMA die Vorlage eines SoJvabilitltsplans gemU § l04a Abs. 1 zweiter Satz 
verlangt hat und die Gründe hiefilr noch nicht weggefallen sind. .. 

4. In § J 3b Abs. 1 und 3 wird nach dem ersten Satz jeweils folgender Satz einge.ftlgt: 

,.Dies gilt nicht. wenn die FMA die Vorlage eines Solvabilitätsplans gemU § l04a Abs. 1 zweiter Satz 
verlangt hat und die Gründe hiefiir DOCh nicht weggefallen sind." 

5. § J 6 Abs. 2 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingejilgt: 

,,Dies gilt nicht, wenn die FMA die Vorlage eines Solvabilitätsplans gemU § l04a Abs. 1 zweiter Satz 
verlangt hat und die Gründe hiefilr noch nicht weggefallen sind. " 

6. An § 17c werden folgende Aba. 3 und 4 angejllgt: 

"(3) Änderungen der Rückversicherungsbeziehungen sind der FMA unverzüglich anzuzeigen. Insbe­
sondere sind die voraussichtlichen Auswirkungen der geänderten R1ickversicherungsbedingungen auf die 
Höhe des Eigenmittelerfordernisses darzustellen. 

(4) Verträge. durch die versichenmgstechnische Risken nicht oder nur in sehr geringem Umfang 
übertragen werden, sind filr Zwecke der Rechnungslegung nicht als Rückversicherungsvertrllgc zu be­
trachten." 
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7. An § 18 werden folgende Abs. 7 und 8 angeftJgt: 

,.(7) Die FMA kann einen Höcbstbetrag filr die gewöhnlichen Beerdigungskosten festsetzen, um die 
Interessen der Versicherten in den Fällen des § 159 Abs. 2 und 3 VersVG in der jeweils geltenden Fas­
sung 7lJ wahren. 

(8) Die Gebietskrankenkassen sind verpflichtet, die Todesfallmeldungen gemaß § 360 Abs. 5 ASVG 
in der jeweils geltenden Fassung in automatisationsunterstützter Fonn im Wege des Hauptverbandes der 
SozialversicherungstrAger gegen Ersatz der Kosten an die Versicberungsunternebmen. die die Lebensver­
sicherung betreiben. weiterzuleiten." 

8. § 21 Abs.llautet: 

.. 121. (1) Dem Deckungsstock dürfen die gemaß den §§ 77 und 78 geeigneten Vennögenswerte ge­
widmet werden. oe 

9. An § 22 wirdfolgender Abs. 7 angeftJgt: 

(7) Legen der Treuhänder oder sein Stellvertreter ihre Funktion zurück. so erlischt diese frühestens 
nach Ablauf eines Monats. nachdem die Verständigung über die ZurOcklegung bei der FMA eingelangt 
ist. Die FMA hat das Erlöschen mit Bescheid festzustellen." 

1 O. § 63 Abs. 3 lautet: 

,.(3) § 4 Abs. 1 zweiter Satz. Abs. 6 Z 3 und Abs. 8 Z 3. § 108. § 16 und die §§ 73b bis 73h sind nur 
auf solche kleinen Versicberungsvereine anzuwenden. deren verrechnete Prämien in drei aufeinander 
folgenden Geschäftsjahren jeweils 5 Millionen Euro überstiegen haben. Kleinen Versicberungsvereincn. 
die diese Voraussetzung nicht erfiillen. jedoch über Eigenmittel in dem gemAß § 73b Abs. 1 erforderli­
chen Ausmaß verfügen, kann die FMA auf Antrag genehmigen. dass § 4 Abs. 1 zweitec Satz. § 103 und 
§ 16 auf sie anwendbar sind. .. 

J 1. An § 63 Abs. 6 wird folgender Satz angeftJgt: 

,.Dies gilt nicht. wenn sie über eine aufsichtsbehördlicbe Genehmigung entsprechend Abs. 3 zweiter Satz 
verfügen." 

12. Nach § 73b Abs. 1 wird folgender Abs. 10 eingeftJgt: 

.,(la) Ist davon auszugehen. dass eine Änderung der Rückversicherungsbeziehungen zu einer maß­
geblichen Erhöhung des Eigenmittelerfordernisses fil1ut. so kann die FMA eine von der Anlage D abwei­
chende Anordnung 1Ur den Abzug der Rückversicherungsabgabe treffen." 

13. 1n §73b Abs. 2 Z 1 lit a entfallen die Worte" zuzüglich der Hälfte des nicht eingezahlten Teils ". 

14. An § 73b Abs. 3 werden folgende Sdtze angeftJgt: 

,.Dies gilt auch für die latente Gewinnbeteiligung. und zwar auch dann. wenn sie auf gemaß Abs. S anzu­
rechnende stille Reserven entflUlt. Bei der Hinzurechnung latenter Gewinnbeteiligungen ist die hierauf 
entfallende latente Steuerbelastung abzuziehen." 

15. § 73bAbs. 5 wird wiefolgtgeandert: 

a) Nach dem ersten Satz wird folgender Satz eingeftJgt: 

,.Bei der Anrechnung der stillen Reserven sind die latente Steuerbelastung sowie die latente Gewinn­
beteiligung der Versicherungsnehmer abzuziehen. .. 

b) Der letzte Satz entfallt 

16. An § 73b wird folgender Abs. 6 angeftJgt: 

.. (6) Die FMA bat bei Aktiengesel1scbaften auf Antrag und unter Nachweis die Hinzurecbnung der 
Hälfte des nicht eingezahlten Teils des Grundkapitals zu den Eigenmitteln zu genehmigen. Bei der Fest­
legung des Al1SIll38es. in dem das nicht eingezahlte Grundkapital den Eigenmitteln hinzugerechnet wird, 
ist die Einbringlicbkeit des nicht eingezahlten Teils des Grundkapitals zu berücksichtigen. Die Anrech­
nung ist mit SO vH der Eigenmittel gemAß § 73b Abs. 2 Z I, 2 und 3 begrenzt. Verfügt ein Versiehe­
rungsuntemebmen nicht über Eigenmittel in dem gemal § 73b erforderlichen Ausmaß, so bezieht sich 
diese Grenze auf das EigenmitteJerfordernis." 
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17. § 73c Aba. 3 lautet: 

.,(3) Par1izipatioos- und Erglnzungskapital sind insgesamt bis zu einem Betrag in HOhe der Eigen­
mittel gemAI § 73b AbI. 2 Z I, 2 und 3 zu berücksichtigen. ErsAnzungskapital mit fester Laufr.cit ist bis 
zu einem Betrag von 25 vB der Eigemnittel gemaß § 73b Abs. 2 Z 1, 2 und 3 anrechenbar. Verfbgt ein 
Versicherung.swttemehmen nicht über Eigenmittel in dem gemAß § 73b erforderlichen Ausmaß. so be­
zieht sich diese Grenze auf das Eigenmittelerfordemis. .. 

18. § 734 Ab&. 6 Z 3 latltet: 
., 3. Das Versicherungsunternehmen hat bei der Einziehung das Partizipationskapital bar abzufin­

den. Der aus Partizipationskapital berechtigten Person ist eine angemessene Barabfindung zu 
gewAhren; § 2 Abs. 3 UmwG ist hinsichtlich der 711 erstellenden Berichte. der Prüfungen und der 
Rechtsbehelfe der Abfindungsberechtigten sinngemU anzuwenden. wobei anstelle des Um­
wandlungsplanes der Einziehungsplan tritt. " 

19. § 82 Ab&. 101tndet: 

.. (10) Auf die Prüfung des Konzemabschlusses und des KonzemJagebericbtes sind Abs. 1 Z. I, 
Abs. 2 bis 8 und Abs. 9 sinngemU anzuwenden. .. 

20. § 86h Ab&. J Z J latllet: 
.. 1. auf Grundlage eines gemaß § 80a erstellten konsolidierten Abschlusses eines Versicherungs-

unternehmens odct' 

21. An § 118 Aba. 4 wird folgender Satz angejllgr: 

,.Dabei ist 711 vereinbaren. dass Informationen aus einem anderen Mitgliedstaat nur mit ausdrOcldichec 
Zustimmung der zustandigen Behörden. die diese Information mitgeteilt haben. und gegebenenfalls nur 
fiir Zwecke weitergegeben werden dürfen. denen diese Behörden zugestimmt haben. .. 

22. An § J 180 Abs. 5 wirdfolgender Satz angejllgt: 

,.Dabei ist 711 vereinbaren. dass Informationen aus einem anderen Mitgliedstaat nur mit ausdrOddicber 
Zustimmung der zustandigen Behörden. die diese Infonnation mitgeteilt haben. und gegebenenfalls nur 
filr Zwecke weitergegeben werden dürfen. denen diese Behörden zugestimmt haben." 

23. An § 119h werden folgende Aba. 6 bis 8 angejllgt: 

"(6) § 4 Abs. 6 Z I, § 18 Abs. 7 und 8, § 21 Abs. 1, § 22 Abs. 7, § 73d Abs. 6 Z 3, § 118 Abs. 4 und 
§ llSa Abs. 5 in der Fassung von Art. 2 des Bundesgesetzes BGBl I Nr. XXXI2OO3 treten mit 1. Juli 
2003 in Kndl " 

"(7) § 10 Abs. 4, § lOa Abs. 2, § 13b Abs. 1 und 3; § 16 Ab&. 2, § 17c Abs. 3 und 4, § 63 Abs. 3 und 
6, § 73b Abs. la, Abs. 2 Z 1 liLa, Abs. 3, 5 und 6; § 73c Abs. 3, § 82 Abs. 10, § 86h AbI. 1 Z. 1 und An­
lage D Abschnitt A Z 1 in der Fassung von Art. 2 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXXl2003 treten mit 
1. Janner 2004 in Kraft. .. 

"(8) VeroIdnungen auf Grund der in Abs. 6 und 7 angefllhrten Bestimmungen dürfen bemts von 
dem der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXXI2OO3 folgenden Tag an erlassen wenIen, 
jedoch im Fall der in Abs. 6 angeführten Bestimmungen nicht vor dem 1. Juli 2003 und im Fall der in 
Ab&. 7 angefilhrten Bestimmungen nicht vor dem 1. JInner 2004 in Kraft treten." 

24. An § 129h wirdfolgender Aba. 3 angejllgt: 

"(3) Versichenmgsuntemehmen. die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anlage D Abschnitt A Z 1 
in der Fassung von Artikel 2 des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. XXXl2003 eine Konzession zum Betrieb 
der Vertragsversicherung im Inland besitzen, haben das sich aus diesen Bestimmungen ergebende Eigen­
mittelerfordemis spatestens am 31. Dezember 2006 zu erfllIIen." 

25. Anlage D Abschnitt A Z 1 latltet: 
" 1. Die Eigenmiuel müssen dem höheren der beiden folgenden Indizes, mindestens jedoch dem 

Eigenmittelerfordemis des letzten Geschaftsjahres multipliziert mit dem Quotienten aus dem Be­
trag da' versichenmgstechnischen Rückstellungen fUr noch nicht abgewickelte Versicberunp­
ßUle abzQglich des Anteils der Rückversicherer am Ende des letzten Geschaftsjahres und dem 
Betrag der versicherungstechnischen Rückstellungen filr noch nicht abgewickelte Versicherungs-
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fälle abzüglich des Anteils der Rückversicherer zu Beginn des letzten Geschäftsjahres entspre­
chen; injedem Fall ist dieser Quotient mit höchstens 100 vH zu begrenzen. 
a) Pramienindcx: 
Der höhere Betrag der verrechneten WId abgegrenzten Prämien der direkten WId iodirektea Ge­
samtrechnWlg des letzten Geschäftsjahres wird herangezogen. Hierbei wird mr die Luftfahrzeug­
Haftpflichtversicherung. die See-, Binnensee- Wld F1ussschißfahrts-Haftpflichtversicherung und 
die Allgemeine Haftpflichtversicherung (Z 11 bis 13 der Anlage A) das I.Sfache der maJgebli­
ehen Pramien zugrunde gelegt Der so ennittelte Bettag wird in zwei Stufen unterteilt: in eine er­
ste Stufe bis 50 Millionen Euro WId in eine zweite Stufe für den SO Millionen Euro übersteigen­
den Betrag. Auf die erste Stufe wird ein Satz von 18 vH, auf die zweite Stufe ein Satz von 16 vH 
angewendet; die beiden Ergebnisse werden zusammengezahlt 
Der Pramienindex ergibt sich durch Multiplikation dieser Summe mit dem durchschnittlichen 
Quotienten. der für die letzten drei Geschäftsjahre dem Verhaltnis der Aufwendungen für Versi­
cherungsfälle abzüglich des Anteils der Rückversicherer zu den Aufwendungen mr Versiche­
rungsfälle ohne Abzug des Anteils der Rückversicherer entspricht; in jedem Fall ist dieser Quoti­
ent mit mindestens SO vH anzusetzen 
b) Schadenindex: 
Die durchschnittlichen Aufwendungen für Versicherungsfälle der direkten und indirekten Ge­
samtrechnung der letzten drei Geschäftsjahre, filr Versicherung5Wltemebmen, deren verrechnete 
Pramien der direkten GesamtrechnWlg im letzten Geschäftsjahr mindestens zu 7S vH auf die 
Versicherungszweige Kredit-, Stunnschaden- Wld HagelversicherWlg zusammengenommen ent­
fallen, der letzten sieben Geschäftsjahre., werden in zwei Stufen unterteilt: in eine erste Stufe bis 
35 Millionen Euro und in eine zweite Stufe für den 3S Millionen Euro übersteigenden Betrag. 
Auf die erste Stufe wird ein Satz von 26 vH, auf die zweite Stufe ein Satz von 23 vH angewen­
det; die beiden Ergebnisse werden zusammengezahlt 
Der Schadenindex ergibt sich durch Multiplikation dieser Summe mit dem durchschnittlichen 
Quotienten, der filr die letzten drei Geschäftsjahre dem Verhaltnis der Aufwendungen für Versi­
cherungsfälle abzüglich des Anteils der Rückversicheret zu den Aufwendungen für Versiche­
rungsfälle ohne Abzug des Anteils der Rückversicherer entspricht; in jedem Fall ist dieser Quoti­
ent mit mindestens SO vH anzusetzen. .. 
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Artikel 3 

Änderuoleo des Karteillesetzes 1988 

Das Bundesgesetz vom 19. Oktober 1988 über Kartelle und andere Wettbewerbsbeschrlnkungen 
(Kartellgesetz 1988 - KartG 1988). BGBl. Nr.6OOI1988. zuletzt gelodert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 13112002, wird wie folgt gelodert: 

1. In § 5 Aba. 1 Z 2 tritt on die Stelle der Worifolge .. des Bundesministers fDr Finanzen" die Wortfolge 
,.der ymanzmarktaufsichtsbehGrde". 

2. In § J 7 Abs. 10 tritt on die Stelle der Wortfolge ,. im Einvernehmen mit dem Bundesminista" fDr FiDan­
zen" die Worifolge .. im Einvernehmen mit der FimnzmarktaufsicbtsbehOrdc ". 

Artikel 4 

Äoderunlen des Versicheruopsteueraesetzes 1953 

Das Bundesgesetz vom 8. Juli 1953, betreffend die Erhebung einer" Versichenmgssteuer (Versiebe­
nmgssteuergesetz 1953), BGBI. Nr. 133/1953, zuletzt geandert durch das Bundesgesetz BGBI. I 
Nr. 15812002, wird wie folgt gelodert: 

§ 6 Abs. -I und 5 entflJllt. 

ArtikelS 

Änderunlen des VersicberUolsvertraplesetzes 1958 

Das Bundesgesetz vom 2. Dezember 1958 über den Versichenmgsvertrag (Versichenmgsvemagsge­
setz 1958). BGBI. Nr. 211959, zuletzt geAndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 9812001, wird wie 
folgt gcIDdcrt: 

§ 188 entftJllt 

Artikel 6 

Änderunlen des Atombaftunlslesetzes 1999 

Das Bundesgesetz über die zivi.ln:chdicbe Haftung filr Schaden durch Radioaktivi1lt (Atomhaf­
tWlgsgesetz 1999 - AtomHG 1999), BGBI. I Nr. 170/1998. zuletzt geändert durcb das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 9812001, wird wie folgt gelodert: 

In § 8 Abs. 1 rmd § 10 Abs. 2 tritt on die Stelle der Wortfolge" dem Bundesminister filr Finanzen mitzu­
teilen. "die Wortfolge .. der Ymanzmarld.aufsichtsbehörde mitzuteileu. ". 

Artikel 7 

Änderunlen des Finanzmarktau(sichtsbeb6rdenaesetzes 

Das Bundesgesetz Ober die Errichtung und Organisation der Fimnzmarktaufsichtsbehörde (Finanz­
marktaufsichtsbehördengesetz - FMABG). BGBI. I Nr. 9712001, zuletzt geAndert durch das Bundesgesetz 
BGBI. I Nr. 10012002, wird wie folgt geandcrt: 

§ 2 Abs. 2 /milet: 

.. (2) Zur Versichenmgsaufsicht zahlt die Wahrnehmung der behördlicben Aufgaben und Befugnisse, 
die im Versicbenmgsaufsicbtsgeselz - VAG, BGBI. Nr. 569/1978. im Kraftfahrzeug­
Haftpflichtversicherungsgesetz 1994. BGBI. Nc. 651/1994. im Bundesgesetz vom 2.Iuni 1977 Ober den 
erweiterten Schutz der Verlcehrsopfer. BGBI. Nr. 322119n und im Bunctesgesett über die zivilrecht1iche 
Haftung filr Schäden durcb Radioaktivi1lt (Atomhaftungsgesetz 1999. AtomHG 1999). BGBI. I 
Nr. 17011998 geregelt und der FMA zugewiesen sind. .. 
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ArtikelS 

Änderungen des Bundesgesetzes Ober den erweiterten Schutz der Verkehrsopfer 

Das Bundesgesetz fiber den erweiterten Schutz der Verkehrsopfer, BGBI. Nr. 322/1977. zuletzt ge­
ändert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 1112002, wird wie folgt geändert: 

In § 6 Abs. 2 tritt an die Stelle der Wortfolge .,dem Bundesminister filr Finanzen als Versichenmgsauf­
sichtsbehörde zur KelUltnis zu bringen. .. die Wortfolge., der Finanzmarktaufsichtsbehörde zur KeIUltnis 
zu bringen. ". 

Artikel 9 

Änderungen des Bankwesengesetzes 

Das Bundesgesetz fiber das Bankwesen (Bankwesengesetz - BWG). BGBI.Nr. 532/1993, zuletzt ge­
ändert dW'Ch BGBI. I Nr. 13112002, wird wie folgt geändert: 

§ 5 Aba. 1 Z 6 lautet: 
" 6. bei keinem der Geschäftsleiter ein Ausschließungsgrund im Sinne des § 13 Abs. 1 bis 3. 5 und 

6 GewO 1994 vorliegt und fiber das Vermögen keines der Geschaftsleiter beziehungsweise kei­
nes anderes Rechtsträgers als einer natflrlichen Person. auf deren Geschafte einem Geschaftsleiter 
maßgebender Einfluss zusteht oder zugestanden ist. der Konkurs eröffnet wurde;" 
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Vorblatt 

ProblelB: 

Die Richtlinien 2002112lEG und 2002/13/EG, mit denen die Vorschriften über die Solvabilitätsspanne 
geändert werden, sind in österreichisches Recht umzusetzen. Weiters sind die Weiterentwicklung der 
LiberaJisierung im Zusammenhang mit Forderungen der wro sowie die Bereinigung von Redaktionsver­
sehen beziehungsweise Beseitigung von Verwaltungshemmnissen erforderlich. 

LIIuIIa: 
Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes, des Versicherungssteuergesetzes, des Finanzmarktauf­
sichtsbehOrdengesetzes, der Versicherungsvertragsgesetzes. des Atomhaftungsgesetzes, des Bundesgeset­
zes vom 2.Juni 1977 über den erweiterten Schutz der Verlcehrsopfer sowie des Kartellgesetzes. 

Alteraativea: 
Keine 

Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandol1 Österreich: 

Keine 

Finanzielle Auswirkungen: 

Keine 

Verblltnil zu Recbtsvorscbriften der Europliscben Union: 

Der Entwurf dient zwn einen Teil der Umsetzung von Gemeinschaftsrecbt, zwn anderen Teil ist die Ver­
tragskonformiW gegeben. 
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Erliuterun&en 

AlI&emeiner Teil 
HauptgesidlUpuBkte des Entwurfes: 

Mit dem vorliegenden Entwurf sollen die Vorschriften der Richtlinien 2002l121EG und 2002l131EG in 
österreichisches Recht umgesetzt werden. Gemäß dem jeweiligen Art. 3 Abs. 1 bat die Umsetzung dieser 
Richtlinien spätestens mit 20.09.2003 in Kraft zu treten. Versicherungsunternehmen. die zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Richtlinien 2002l121EG und 2002l13IEG eine Konzession zum Betrieb der Ver­
tragsversicherung im Inland besitzen. kann eine Frist von filnf Jahren gewährt werden. um den in den 
Richtlinien enthaltenen Anforderungen nachzukommen. 

In den Erwägungsgründen zu den Richtlinien wird betont, dass die Verpflichtung der Versicherungs­
unternelunen, über die versicherungstechnischen Rückstellungen hinaus eine Solvabilitätsspanne zu bil­
den. die bei ungünstigen Geschaftsschwankungen als Kapitalreserve dienen soll, ein wichtiger Bestandteil 
des Aufsichtssystems im llinblick auf den Schutz der Versicherungsnehmer und anderen Versicherten ist 
(jeweiliger Erwägungsgrund 3). Es wird zwar anerkannt, dass das bestehende System grundsAtzlich zu­
friedenstellend funktioniert; dies schlie6t aber nicht aus. dass es in einigen Punkten veJbesserungsbedOrf­
tig ist (jeweiliger Erwägungsgrund 6). Ziel der Richtlinien ist es. die festgestellten Defizite durch eine 
Neufassung oder Ergänzung der in den geltenden Versicherungsrichtlinien enthaltenen Solvabilitätsregeln 
zu beseitigen. 

Die wesendkben Maßnahmen sind folgende: 

Erhöhung der SchweJlenwerte: Die Schwellenwerte. von denen an sich das vom Geschaftsumfang 
abhängige (variable) EigenmitteJerfordemis nach einem niedrigeren Prozentsatz der Bemessungs­
grundlage richtet. werden beträchtlich erhöht Dies :filbrt vor allem bei Versicherungsuntemehmen 
mit größerem Geschaftsumfang zu einer Erhöhung der Solvabilitätsspanne. 

Verhinderung eines übermäBigen Absinkens der Solvabilitätsspanne: Die Solvabilitätsspanne darf 
niemals in einem größeren Ausmaß sinken. als sich die versicherungstecbnischen Rückstellungen 
verringern. Dies trägt dem Umstand Rechnung. dass ein geringeres Neugeschäft das Risiko des bis­
herigen Geschäfts nicht reduziert. 

Berücksichtigung einer Änderung der Rückversicherungsvertrage: Im Fall einer maßgeblichen Än­
derung der Rückversicherungsverträge kann die Aufsichtsbehörde eine aus diesem Grund zu erwar­
tende Erhöhung der Solvabilitätsspanne vorwegnehmen und damit eine Deckungslücke verbindern. 

Verweigerung der Solvabilitätsbescheinigung: Die Aufsichtsbehörde soll die Solvabilitätsbescheini­
gung. die bei der Enichtung einer Zweigniederlassung. der Aufnalune des Dienstleistungsverkebrs 
oder der Übernahme eines Bestandes von einem ausländischen Versicherungsuntemehmen auszu­
stellen ist, auch dann verweigern können. wenn zwar noch ausreichende Eigenmittel vorhanden sind. 
aber wegen drohender Unterdeckung ein finanzieller Sanierungsplan verlangt worden ist. 

Neben der Umsetzung der genannten Richtlinien wird die Setzung eines weiteren Liberalisierungsschrit­
tes im Bereich des Versicherungsrechtes vorgenommen: Die Regelung des § 6 Absatz 4 versStG sieht 
bislang ein steuerliches Hemmnis des Vertragsabschlusses in Driustaaten vor. welches durch Absatz 5 
dahingehend releviert wird. dass von der erhöhten Versicherungssteuer aus allgemeinen handels- und 
wirtschaftspolitischen Gründen abgesehen werden kann. Im Zusammenhang mit der aktuellen GATS­
Verhandlungsrunde erscheint das Anbot des Entfalles dieser Wettbewerbsrestrildion. zu welcher die bis­
herigen Beharrungsargumente österreichs nur schwer gehalten werden könnten. angebracht. zumal Ein­
nahmen und Verwaltungsaufwand hier in keiner Relation stehen. 

Weiters wird eine Rechtsbereinigung dahingehend vorgenommen. dass Redalctionsversehen im Zusam­
menhang mit der Schaffung der Finanzmarktaufsichtbehörde, Klarstellungen sowie die Beseitigung 0b­
soleter Bestimmungen vorgenommen werden. 

Im Übrigen wird auf die Erläuterung der einzelnen Bestimmungen verwiesen. 

Finaazidle Auswirkungen: 

Die im Entwurf vorgesehenen Änderungen können einen zusätzlichen Aufwand flir die Versicherungs­
aufsicht bewirken. Dadurch entsteht jedoch im Hinblick auf die Vorschriften über die Kosten der Aufsicht 
(§ 19 FMABG) keine Mehrbelastung des Bundes. 
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KompetenzgruDdlaae: 

Die Zustandigkeit des Bwdes filr die Gesetzgebung im Gegenstand gründet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 9 
und 11 B-VG. 
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Besonderer Teil 

Zu Art. 1: 

Diese Bestimmung enthält die erforderliche Bezugnalune auf die Umsetzung der RichtIinien 2002l12lEG 
und 2002l13JEG. 

Zu Art. 1 (hderungen des Venieherunpaufsiehtsgesetzes): 
Zu Z 1 (14 AM. , Z. 1): 

Durch das Bundesgesetz, mit welchem die Gewerbeordmmg 1994 geändert wurde, BGBI. I Nr. IllflOO2, 
erfuhr § 13 GewO Abschwächungen in den persönlichen Ausschließungsgründen. Da die daftlr aus­
schlaggebenden Intentionen. dem MarlctteUnehmer. über dessen Vermögen der' Konkurs eröffnet wunIe. 
weiterhin das Anbieten von Dienstleistungen 2'lI ermöglichen. bei welchen der Kapitaleinsatz nicht im 
Vordergrund steht sondern hauptsächlich Denkleistungen oder manuelle Arbeit zu erbringen sind. fiIr den 
Anwendungsbereich des Versicherungsaufsichtsgesetzes nicht zutreffend sind - hier geht es vielmehr 
ausschließlich um die Verantwortung fiIr das anvertraute Kapital der Versicherungsnehmer -, müssen die 
persönlichen Anforderungen neu definiert werden; fiIr die persönliche Fahigkeit der Mitglieder des Vor­
standes eines Versicherungsuntemehmens bleibt die Eröffilung des Konkurses über deren Vermögen 
beziehungsweise das Vennögen eines anderen Rechtstragers als einer natürlichen Person. auf dessen 
Geschafte diesen Personen maßgeblicher Einfluss msteht oder zugestanden ist. Ausschließungstatbc­
stand Gleichzeitig wird die Formulierung des § 4 Abs. 6 Ziffer 1 geringftlgig geandert. um eine deutli­
chere Auseinanderhaltung von persönlicher und fachlicher Eignung 2'lI bewirlcen. 

Zu Z 1 bia 5 (f 10 Abi. 4, f 10a Ab .. 1 dritter Satz, § 13b Ab .. 1 und 3 zweiter Sau und § 16 Abi. 1 
vierter Sau): 

Nach Art. 203 Abs. 5 der RichtIinie 731239IEWG in der Fassung der Richtlinie 2002l13JEG und Art. 24a 
der Richtlinie 79fl67IEWG in der Fassung der RichtIinie 2002l12lEG hat die Ausstellung einer SoIvabi­
Iimtsbescheinigung zu unterbleiben. wenn wegen Gefährdung der Interessen der Versicherungsnehmer 
ein finanzieller Sanierungsplan verlangt worden ist. Dies hat zur Folge, dass ein Versicherungsuntemeh­
men. das in finanzielle Schwierigkeiten zu geraten droht, in anderen Vertragsstaaten weder eine Zweig­
niederlassung errichten noch den Diensdeistungsverkehr aufnehmen darf und den Bestand eines Versi­
cherungsuntemehmens mit Sitz in anderen Vertragsstaaten nicht übernehmen darf. Diese sehr begrO-
8enswerte Regelung wird durch die vorgesehenen Ergänzungen in das OSterreichische Recht übernom­
men. 

Zu Z 6 (I 17e): 

Durch die RichtIinien 2002l131EG und 2002l12lEG wurde in die Richtlinie 73/239IEWG Art. 203 und in 
die Richtlinie 791267IEWG Art. 24a eingefilgt. In Abs. 4 sehen diese Artikel jeweils vor. dass die Behör­
den befugt sein müssen. die Verringerung der So]vabilitatsspanne einzuschränken. wenn sich Art und 
Qualität der RQckversicherungsvertrage seit dem letzten Geschäftsjahr erheblich geandert haben bzw. 
wenn es keinen oder nur einen unwesentlichen Risikotransfer im Rahmen der RQckversicherungsvertnlge 
gibt. Die neuen § 17c Abs. 3 und 4 tragen diesen Bestimmungen Rechnung. 

Gemä8 Abs. 3 sollen die Versicherungsuntemehmen verpffichtet werden, filr das Eigenmittelerfordemis 
maßgebliche Änderungen der Rilckversicherungsbeziehungen der FMA anzuzeigen. Diese Meldung kann 
als Grundlage filr eine Anordnung gema8 § 73b Abs. la dienen. 

In Abs. 4 ist vorgesehen. dass Verträge, durch die versicherungstechnische Risken nicht oder nur in sehr 
geringem Umfang übertragen werden. fiIr Zwecke der Rechnungslegung nicht als RQckversicherung 
anzusehen. sondern nach ihrem wirtschaftlichen Gehalt einmstufen sind. Da die Ermittlung der Eigen­
mittelausstattung und der Bedeckung der versicherungstechnischen Rückstellungen auf Gnmd1age der 
Zahlen der Rechnungslegung erfolgt. gilt diese Betrachtung auch fiIr diese Bereiche. 

Zu Z 7 (118 Ab .. 7 und 8): 

Durch den neuen Absatz 7 soll eine KIarsteUung zum Schutz der Versicherungsnehmer erfolgen. Der 
neue Absatz 8 räwnt der Versicherungswirtschaft ein direktes Informationsrecht betreffend TodesmcI­
dWlgen gegenüber den Gebietskrankenkassen in Form der Verpflichtung des Hauptverbandes der SoziaI­
versicherungsträger zur automatisationsunterstützten DatenObermittlung ein. Das berechtigte Interesse der 
Versicherungsunternehmen, welche die Lebensversicherung betreiben. ist dadurch gegeben. dass auf 
diesem Wege ungerechtfertigte Weiterzah1ungen von aus Versicherungsvertragen resultierenden Renten 
nach dem Tod des Berechtigten hintangehalten werden können und so das auf die Gesamtheit der Versi-
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cherungsnehmer zurückfallende Einbringungsrisiko gegen den Nachlass oder auch ungerechtfertigt berei­
cherte Personen minimiert werden kann. 

Zu Z 8 UD. , (111 Aba. 1 UDd I 11 AltL 7): 

Diese Bestimmungen dienen der Korrektur des Verweises (§ 21 Absatz I) beziehungsweise der Klarste1-
IUDg (§ 22 Absatz 7). 

Zu Z 10 UDd 11 (I '3 AbL 3 .. 8d 6): 

Durch Art. 3 AbI. 1 der Richtlinie 7312391EWG in der Fassung der Richtlinie 20021131EG und Art. 3 Z 2 
der Richtlinie 79fl67/EWG in der Fassung der Richtlinie 2002l12/EG wird der Schwdleuwert 1br die 
Anwendung der Richtliniea auf Versichenmgsvereine auf Gegenseitigkeit einheitlich mit PrImiat­
einnahmen von S Millionen Ewo festgesetzt. Durch AbI. 3 erster Satz wird diese Schwelle 0bem01DJlleD. 

Ferner ennöglicben es die angeführten Bestimmungen der Ricbtlinien auch Versicberungsvereina auf 
Gegenseitigkeit. die von der Anwendung der Richtlinien ausgenommen sind. eine ZUlassung im SinDc der 
Richtlinien zu beaDIrageo. 

In österreich unterliegen auch kleine Versicherungsvereine der Konzessionspflicht Ihre aufsichtsrechtli­
che SondersteUung besteht im Wesentlichen darin. dass sich ihre Konzession auf das Inland beschrilntt 
und die Eigenmittel- und Recbnungslegungsvorschriften. denen andere Versichenmgsuntemehm unter­
liegen. filr sie nicht gelten. Nm kleine Versichenmgsvereinc, die die Schwelle ftlr die Anwendung der 
Richtlinien überschreiten, können vom Recht der einheitlichen ZuJaSSUll8 im gesamten EWR Gebrauch 
machen, unterliegen aber damr auch den allgemeinen Eigenmittel- und Recbnungslegungsvorschriftca. 
Für die östen'eichische Situation kommt es danwf an, dass kleine Versichenmgsvereinc, die die allgemei­
nen Eigenmittelvorscbriften erfllIIen, ohne im HinbUck auf die Ricbtlinien dazu verpflichtet zu seiD, vom 
Recht der einheitlicben Zulassung Gebrauch machen könnea. Dies solltlUlUDCbr in AbI. 3 zweiter SIIIz 
vorgesehen werden. Die Neufassung des Abs. 6 trift\ die spiegelbildUcbe Maanahme 1br Vc:rsicheruap­
vereine. die nach dem Recht des Sitzstaates die einheitliche Z.n'aspmg ftlr den gesamten EWR besitzal, 
obwohl sie die SchweUe ftlr die Anwendung der Richtlinien nicht erreichen. 

z.. Z 11 (I 731t AbI. la): 
Mit dem neuen Ab&. la wird die gesetzliche Grundlage zur Umsetzung des durch die Richtlinie 
2002l13IEG gelDderten Art. 20a AbI. 4 der Ricbtlinie 731239/EWG und des durch die Richtlinie 
2002l12lEG gcIndertcn Art. 248 Abs. 4 der Ricbtlinie 791267/EWG geschaffen. FUr den Fall. dass eine 
maßgebliche Änderung der Rflckversicberungsvertn1ge voraussichtlich zu einem Sinken des Eigenmitte­
lerfordemisses filbren wird, soU die Versichenmgsaufsicht befugt sein. eine von der Anlage D abwei­
chende Berechnung des Eigenmittelerfordemisses anzuordnen und der' aktuellen Berechnung bereits die 
geänderten ROckversichenmgsvertrage zugrunde zu legen. 

Zu Z 13 bil17 (I 73' A .... 1, 3, 5 UDd , UDd I 7Je AItL 3): 

Die durch die Richtlinien 2002l13IEG und 2OO2I12/EG geInderte Fassung des Art. 16 Ab&. 2 tit a und 
Abs. 4 lit a der' Richtlinie 731239/EWG und des Art. 18 Abs. 2 tit a und Abs. 4 Ut a der Richtlinie 
791267IEWG siebt vor, dass die Hinzurechnuog der Ha1fte des nicht eingezahlten Grundkapitals be­
stimmten Anrecbnmtgsgrenzen Wlterliegt und der' aufsichtsbehOrdlicben Genehmigung bedarf. Dem 1Ja­
gen die Änderun& des § 73b Abs. 2 Z 1 und der ueue § 73b Abs. 6 Rechnung. Die Begrenzung soU sieb. 
in Anlebnung an die Regelung fl1r das Partizipations- und &ganzungskapitaJ. auf die Eigenmittel ,.besse­
rer Qualitlt" beziehen. die so genannten Kerneigenmittel (eingezahltes Grundkapital. RQc)dagen und 
nicht zur Ausschüttung bestimmter Bilanzgewinn). Weiters ist in Abs. 6 vorgesehen, dass eine Zurech­
nung des nicht eingezahlten Grundkapitals von der Einbringlichkeit der ausstehenden Einlagen abhangig 
sein soU. 
In § 73b Ab&. S soU die bisherige - an den übrigen Eigenmitteln orientierte - Begreazung ftlr die Hinzu­
recbnung der stillen Reserven entfallen. Stille Reserven soUen. sofern die übrigen in Abs. S genannten 
Kriterien erfüllt sind. nach Abzug der latenten erfolgsabbangigen Pramienrückemattung bzw. Gewinn­
beteiligung und der latenten Steuerbelastung. unter Berücksichtigung einet" aI1ßl1igeo Mindestbesleue­
rung. grundsAtzlich unbegrenzt anrechenbar sein. Die latente Gewinnbeteiligung soll jedoch zu den Ei­
genmitteln hinzugerecbnet werden. sofern sie zur Deckung von Verlusten verwendet werden kann (I 73b 
Abs. 3 zweiter und dritter Salz). 

In § 73c Abs. 3 bleibt die Gesamtbegrenzung fbr die Anrechnung von Partizipations- und Erglnznngs­
kapital unverändert; künftig kann jedoch. wie in der durch die Richtlinien 2002l13/EG und 2002/121EG 
geänderten Fassung des Art. 16 Ab&. 3 lit a der Richtlinie 731239/EWG und des Art. 18 Abs. 3 1it ader 
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Richtlinie 791267/EWG vorgesehen. Ergänzungskapital mit fester Laufzeit unabhängig davon angerech­
net werden. ob Ergänzungskapital ohne feste Laufzeit oder Partizipationskapital vorhanden ist. 

Zu Z 18 (I 73d AbL , Z. 3): 

Diese Vorschrift tragt dem VtGH-Erkeontnis vom 28. September 2002 (G 286/01), mit welchem die 
ausschließliche Börseorientierung bei der Abfindungsbemessung eines abzulösenden börsenotierten Par­
tizipationskapitals nach § 102a Abs.4 BWG als verfassungswidrig aufgehoben wurde, Rechnung. Zur 
Vermeidung der Möglichkeit, dass bei Ber1lcksichtigung des Umstandes, dass die Entscheidung über den 
Zeitpunkt der Einziehung des Partizipationskapitals von den Organen des betreffenden Versicherungsun­
ternehmens getroffen wird, von den PartizipantInnen also nicht beeinßussbar ist, die Ber1lcksichtigung 
des BOrsekurses blol der letzten 20 Tage vor der Beschlussfassung zur Folge haben kann, dass eine Ab­
findung gewahrt wird, die deutlich unter jenem Wert liegt, der auf der Basis einer Untemehmensbewer­
tung als angemessen anzusehen ware. wird die diesbezügliche Normierung durch eine generelle Anord­
nung der Angemessenheit der Abfindung ersetzt; auch bei abzulösendem börsenotiertem Partizipations­
kapital wird nunmehr der berechtigten Person ausdrücklich die gerichtliche Überprüfung der Angemes­
senheit unter sinngemäßer Anwendung der Vorschriften des § 2 Abs. 3 UmwG und § 22Sc Abs. 1 und 2 
AktG ennOglicbt. 

In der Praxis wird man sich filr die Bemessung einer angemessenen Abfindung zwar weiterhin am Börse­
kurs als einem Spiegel des Untemehmenswertes orientieren können. allerdings haben ebenso Erkenntnis­
se der Ertragswertmethode einzufließen. um unsachliche Schlechterstellungen der berechtigten Personen 
durch nicht auf den Untemehmenswert zurückzufilhrende Kursschwankungen zu vermeiden. 

Bei dieser Gelegenheit wird die Formulierung des Berechtigten geschlechtsneutralisiert. 

Zu Z 19 (111 AbL 10): 

Die Änderung erfolgt zwecks Harmonisierung an die filr Konzemabschlussprüfer im Bankenbereich 
bestehenden Bestimmungen. da diesbezüglich keine Abweichung sachlich notwendig erscheint. 

Zu Z 10 (11111 AbL 1 Z. 1): 

Das VAG sieht bislang nicht ausdrücklich die Möglichkeit vor, dass ansteHe der Einzelabschlüsse der 
einzelnen Unternehmen der Konzemabschluss eines in die Berechnung der bereinigten Eigenmittelaus­
stattung einzubeziehenden Unternehmens herangezogen werden kann. Bei Anwendung der Methode 
gemäß § 86h Abs. I Z 2 VAG ist lediglich vorgesehen, die Einzelabschlüssc zugrunde zu legen. Bei An­
wendung der Methode gemäß § 86h Abs. 1 Z 1 VAG ist infoJge des derzeitigen Wortlautes bei strenger 
Interpretation davon auszugehen. dass das Versicherungsuntemehmen. das die bereinigte Eigenmittelaus­
stattung zu erstellen bat (§ 86e VAG), jenes sein muss, das (auch) den konsolidierten Abschluss nach 
§ 80a ersteHt hat. 

Da es aber sinnvoH und mit dem Europarecht vereinbar ist, filr die Berechnung der bereinigten Eigenmit­
teJausstattung (bei entsprechender Konzemstruktur) neben dem Einzelabschluss der (übergeordneten) 
Versicherung den Konzemabschluss von ebenfalls in die Berechnung der bereinigten Eigenmittelauss1at­
tung einzubeziehenden Unternehmen heranzuziehen. wird das zweimal verwendete Wort "des" jeweils 
durch "eines" ersetzt um so auch sprachlich klarzustellen, dass der KonzemabschJuss nicht vom Unter­
nehmen stammen muss. das an der Spitze der Gruppe steht. Das (zusätzliche) Heranziehen des Einzelab­
schluss des Unternehmens. das an der Spitze der Gruppe steht. ist durch § 86h Abs. 2 gedeckt. 

Zu Z 11 und 12 (I 118 Aba. 4 und 1 118a AbL 5): 

Mit BGBI I Nr. 4612002 wurde das Versicherungsaufsichtsgesetz unter anderem in seinen §§ 118 und 
118a um den Punkt erweitert, dass der Bundesminister filr Finanzen, sofern er gemäß Artikel 66 Absatz 2 
B-VG dazu ermächtigt ist, durch Vereinbarungen mit anderen Vertragsstaaten oder auch Staaten. die 
nicht Vertragssfaaten sind, nahere Regelungen über die Zusammenarbeit mit den Behörden dieser Staaten 
treffen kann. Eine solche Ermächtigung wird nur nach Maßgabe der Beachtung der Einschranlrungen 
durch die damit umgesetzte Richtlinie 2000164/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. 
November 2000 zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG. 92/49/EWG, 91/96/EWG und 93/221EWG 
des Rates im Hinblick auf den Informationsaustausch mit DriUländem erfolgen; zu Vermeidung europa­
rechtlicher Komplikationen erfolgt nunmehr eine ausdrückJiche Klarstellung. 

Zu Z 13 und 14 (11l9i, § 119g AbI. 6): 

Diese Vorschriften enthalten die notwendigen Ergänzungen der Schluss- und Übergangsbestimmungen. 
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Zu Z 25 (Aala. D Ablduaitt A Z 1): 

Die Änderungen entsprechen dem durch die Richtlinie 2002l13/BG geIndcrt.cn Art. 16a AbI. 3. 4 und S 
der Ricbtlinic 731239/EG. 
Die neue Bestimmung behandelt auch Pille. in denen das Eigenmittelerfordemis des BiJanzjahres unter 
demjenigen des vorangegangenen GeschAftsjabres liegt. Ein Absinken des Eigenmittelerfordemisses soll 
höchstens im Verbalblis der Verringerung der NeuorOckstellung fIlr noch nicht abgewickelte Versiehe­
rungsfälle im Bi1anzjahr möglieb sein. Hat sieb diese NeUOr8ckstellung wabreod des Bilanzjahres relativ 
stärker' vennindert als das Eigenmiuelerfordemis. so ist das mr das BilamJahr rechnerisch ermittelte Ei­
genmittelerfordcmis maßgeblich. Ist im Bilanzjahr eine Erhöbung dieser NettorOckstellung eingetretc:o. 
entspricht das Eigcnmittelerfordemis des BiJanzjahres dem Eigenmittelerfordemis des Vorjahres. 

Darüber hinaus sind folgende Neuerungen vorgesehen: 

PrAmienindex: 
Heranziebung des böheren Wertes von verrechneten und abgegrenzten Pramien; 

Erhöbung der relevanten Prämien fIlr die Berechnung der Eigenmittel um SO-/e fIlr die Haft­
pßicbtspartco 

ErböblUl8 der Stufe filr die maßgeblichen Prozentsatze auf SO Milliooeo Euro; 

Heranziehung der letzten drei Jahre als Basis fllr den ROckversicberungsquotienten. 

Scbadenindc:x : 

Erhöbtmg der Stufe fllr die maßgeblichen Prozentsatze auf3S Milliooeo Euro; 

Heranziebung der letzten drei Jahre als Basis fllr den ROckversicberunguotienten. 

Zu Art. 3 (Aaclenmgea des Kartell,! I ! I,a 1911): 

Da seit 1. April 2002 die aufsicbtsbebGrc:Ilicben Agenden auf die FinanzmarktaufsicbtsbebGrde überge­
gangen sind. ist eine Richtigstellung der MitwirkuDgskompoz erforderlich. 

Zu Art. .. (Älaele .... Dge. da Venidlenmpsteuergesetzes 19S3): 

Hier wird die Setzung eines weiteren Liberalisienmgsscbrittcs im Bereich des Versicberungsrecbtes vor­
genommen: Die Regelung des § 6 Absatz 4 VersStG sieht bislang durch die steuerrecbtlicbe Scblccbter­
behandlung des in einem Drittstaat abgeschlossenen VersicbenmgsvertJages ein faktiscbes WettbeweJbs­
bemmnis vor. welches durch Absatz S dahingehend releviert wird, dass durch den Bundesminister fIlr 
Finanzen VOD der erbGbteD Versicbenmgssteuer aus allgemeinen bandc:Is- und wirtschaftspolitischen 
GründeD abgesehen werden kann; diese Bestimmung ist auch in der Liste spezifischer BindungeD (Vcr­
pflicbtungsliste) der Europaischen Gemeinschaften und ihrer Mitgliedsstaaten, GATSlSCß lISuppI.4. als 
Bescbrankung der InJanderbebandlung in Mode 1 (grenzüberschreitende Erbringung) aufgenommen und 
in jOngster Zeit vennehrter Kritik durch die wro ausgesetzt. Im Zusammenhang mit der aktuellen 
GATS-Verlland1ungsrunde erscheint das Anbot des Entfalles dieser WettbeweJbsrestriktion. zu weJcber 
die bisherigen Bebammgsargumente österreichs nur schwer gehalten werden könnteD. angebracht. mmal 
Einnahmen und VerwaltungsaufwaDd hier in keiner Relatioo stehen. 

Zu Art. 5 (Älaelel1lDgeR da Versiebe .... Dpvertrapgaetzell958): 

Die Streichung des § 188 dient wolge mangelDden Anwendungsbereicbes der Recbtsbereinigung. 

Zu Art. , (Älaelel1lDgea des AtomhaftuDpgaetza 1999): 

Da seit 1. April 2002 die aufsicbtsbebGrdlichen Agenden auf die Fiooozmarlctaufsicbtsbebörde überge­
gangen sind. ist konsequcnterweise eine Richtigstellung der Zustandigkeit erforderlich. 

Zu Art. 7 (Äladenmgea da FiDaazmarktaufsiditsbeblrdeagaetzCl): 

Diese Ricbtigstellung korreliert zu Artikel 6 und 8 dieses Bundesgesetzes. 

Zu Art. 8 (Äladenmgea da BUDdes~ aber deD erweiterteD Sdtutz eler Veritebrsopfer): 

Da seit 1. April 2002 die aufsichtsbebGrdlicbeD Agenden auf die FinanzmarktaufsibtsbebGrde überge­
gangen sind. ist konsequenterweise eine Richtigstellung der Zustandigkeit erforderlich. 

Zu Art. 9 (Älade .... ngeD da Ba.nkwesenluetzes): 

Durch das Bundesgesetz, mit welchem die Gewerbeordnung 1994 geAndert wurde. BGBl. I Nr. 11112002. 
erfuhr § 13 GewO Abscbwäcbungen in den persönlicben Ausscbließungsgr11nden. Da die damr aus­
scblaggebenden Intentionen. dem Marktteilnehmer. über dessen Vermögen der Konkurs eröffnet wurde. 
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weiterhin das Anbieten von Dienstleistungen zu ennöglichen.. bei welchen der Kapitaleinsatz niebt im 
Vordergnmd steht sondern hauptsächlich Denkleistungen oder manuelle Arbeit zu erbringen sind. filr den 
Anwendungsbereich des Bankwesengesetzes nicht zutreffend sind - hier geht es vielmehr ausschließlich 
um die Stabilitat des Fmanzmarktes -. müssen die persönlichen Anforderungen neu definiert werden; filr 
die persönliche Fähigkeit der Geschäftsleiter bleibt die Eröffuung des Konkurses über deren Vennögen 
beziehungsweise das Vennögen eines anderen Rechtst.rt\gers als einer natürlichen Person, auf dessen 
Gescbafte diesen Personen maßgeblicher Einfluss zusteht oder zugestanden i~ AusschließungstaIbe­
stand. 
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Tmleaenflbentellunl 
---~--

~rendeFaauDI Vo~bbyF!eFaauDI 

Artikel 2 
Änderungen des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

§ 4. (1) bis (S) ... 

(6) Die Konzession ist zu versagen, wenn 
l.bei den Mitgliedern des Vorstandes ein Ausschließungsgrund im Sinne 
des § 13 GewO 1994 in der jeweils geltenden Fassung vorliegt oder diese 
Personen nicht über die zur ErfIl1lung ihrer Aufgaben erforderliche per­
sönliche Zuverlässigkeit und fachliche Eignung verftlgen~ die fachliche 
Eignung setzt ausreichende theoretische und praktische Kenntnisse im 
Versicherungsgeschäft sowie Leitungserfahrung voraus; sie ist in der Re­
gel anzunehmen, wenn eine zumindest dreijahrige leitende Tätigkeit bei 
einem Versicherungsuntemehmen von vergleichbarer Größe und Ge­
schAftsart nachgewiesen wird; besteht der Vorstand. aus mehr als zwei 
Personen, so genügen bei den weiteren Mitgliedern des Vorstands theore­
tische und praktischen Kenntnisse auf aoderen Gebieten, die für den Be­
trieb des Versicherungsgeschlftes von wesentlicher Bedeutung sind, und 
eine leitende Tätigkeit bei entsprechenden Unternehmen" 

§ 10. (1) bis (3) ... 

14. (1) bis (S) ... 

(6) Die Konzession ist zu versagen, wenn 
l.die Mitgliedern des Vorstandes nicht über die zur ErftUlung ihrer Auf­
gaben erforderliche penönliche Zuverlässigkeit und fachliche Eignung 
verfügen; persönliche Zuverllssigkeit ist jedenfalls nicht gegeben, wenn 
ein Ausschließungsgrund im Sinne des § 13 GewO 1994 in der jeweils 
geltenden Fassung vorliegt oder über das Vermögen dieser Personen, be­
ziehungsweise das Vermögen eines anderen Rechtsträgers als einer natilr­
lichen Person, auf dessen Geschäfte diesen Personen maßgeblicher Ein­
fluss zusteht oder zugestanden ist, der Konkurs eröffnet wurde; die fachli­
che Eignung setzt ausreichende theoretische und praktische Kennb1isse im 
Versicherungsgeschaft sowie Leitungserfahrung voraus; sie ist in der Re­
gel anzunehmen, wenn eine znmindest dreijahrige leitende Tätigkeit bei 
einem Versicherungsuntemehmen von vergleichbarer Größe und Ge­
schlftsart nachgewiesen wird; besteht der Vorstand. aus mehr als zwei 
Personen, so genügen bei den weiteJen Mitgliedern des Vorstands theore­
tische und praktischen Kenntnisse auf anderen Gebieten, die für den Be­
trieb des Versicherungsgeschaftes von wesentlicher Bedeutung sind, und 
eine leitende Tätigkeit bei entsprechenden Unternehmen, 

§ 10. (1) bis (3) ... 

(4) Die Errichtung einer Zweigniederlassung im Ausland ist der FMA zur (4) Die Errichtung einer Zweigniederlassung im Ausland ist der FMA zur 
Kenntnis zu bringen. Bedarf das Versicherungsuntemehmen hiezu einer Beschei- Kenntnis zu bringen. Bedarf das Versicherungsuntemehmen hiezu einer Beschei­
nigung entsprechend § 8a Abs. 2 Z 1, so ist die FMA zur Ausstellung einer sol- nigung entsprechend § 8a Abs. 2 Z 1, so ist die fMA zur Ausstdlung einer sol­
chen Bescheinigung verpflichtet. Eine Ablehnung der Ausstellung der Bescheini- chen Bescheinigung verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn die FMA die Vorlage eines 
gung hat mit Bescheid zu erfolgen. Solvabilitatsplans gem18 § l04a Abs. 1 zweiter Satz verlangt hat und die GrOnde 

hietlJr noch nicht weggefallen sind. Eine Ablehnung der Ausstellung der Beschei­
nigung bat mit Bescheid zu erfolgen. 
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§ 10L (1) und (la) ... § 10L (1) und (la) ... 

(2) Bestehen im Hinblick auf die Verwaltungsstruktur und die finanziellen (2) Bestehen im Hinblick auf die Vawaltungsstruktur und die finanziellen 
Verhältnisse des Versicherungsuntemelunens gegen die Erricbtung der Zweignie- Verhältnisse des Versichen:mgsuntemehmens gegen die Errichtung der Zweignie­
derlassung keine Bedenken und besitzen die Mitglieder des Votstaods und der derlassung keine Bedenken und besitzen die Mitglieder des Vorstands und der 
Hauptbevollmlchtigte die ftlr den Betrieb der Zweigniederlassung erforderliche Hauptbevollmlchtigte die filr den Betrieb der Zweigniederlassung erforderliche 
fachliche Eignu.ng, so bat die FMA innerbalb von drei Monaten nadl Einlangen fachliche Bignu.ng, so hat die FMA innerhalb von drei Monaten nach Einlangen 
sämtlicher Angaben und Nachweise gem.l8 Abs. 1 wtd la diese Angaben der zu· samtlicher Angaben und Nachweise gemA8 Abs. I und la diese Angaben der zu­
ständigen Behörde des Staates zu Obennittelo, in dem die Zweigniederlassung stIndigen BehOrde des Staates zu ObemritteJn, in dem die Zweigniederlassung 
errichtet werden soll. Gleichzeitig ist zu bescheinigen, dass das Versicherungsun- errichtet werden soll. Gleichzeitig ist zu bescheinigen, dass das Versicbt.nmgsun­
temebmcn Ober die erforderlichen Eigenmittel verft1gt. Die FMA bat das Versiebe- temdunen Ober die erforderlichm Eigenmittel verft1gt. Dies gilt nicht, wenn die 
rungsunternebma von der Übennittlung der Angaben wtd Nachweise gem.l8 FMA die Vorlage eines Solvabilitltsplans geml8 § l04a Abs. 1 zweiter Satz ver­
Abs. 1 und la unverzüglich zu verstJndigen. langt bat wtd die Gründe hicftlr noch nicht weggefallen sind. Die FMA hat das 

Versicb.c:nmgsuntem.e von der Übermittlung der Aopben und Nachweise 
gemA8 Abs. 1 und 1a unverzflglich zu verstandigm. 

§ 13b. (I) Bedarf ein Versicherungsuntemebmen mit Sitz au8erbalb der Ver- § 13b. (1) Bedarf ein Versicbcrungsuntemelunen mit Sitz außerbalb der Ver-
tragsstaaten für die Übertragung des Bestandes einer Zweigniederlassung in einem tragsstaaten für die Übertragung des Bestandes einer Zweigniederlassung in einem 
Vertragsstaat einer Bescheinigung der FMA entsprechend § 13a Abs.2 zweiter Vertragsstaat einer Bescheinigung der FMA entsprechend § 13a Abs.2 zweiter 
Satz, so ist die FMA zur Ausstellung einer solchen Bescheinigung verpflichtet. Satz, so ist die FMA zur Ausstdbmg einer solchen Bescheinigung verpflichtet 
Die Ablehnung der Ausstellung der Bescheinigung bat mit Bescheid zu erfolgen. Dies gilt nicht, wenn die FMA die Vorlage eines Solvabilitatsplans geml8 § 104 

Abs. 1 zweiter Satz verlangt hat und die Grilnde hicftlr noch nicht weggefallen 
sind. Die Ablehnung der Ausstelhmg der Bescheinigung hat mit Bcscbeid zu er­
folgen. 

(2) ." (2) ... 

(3) Ist filr die Übertragung des Bestandes eines Versicbenmgsuntemebmens (3) Ist ftlr die Übertragung des Bestandes eines Versichenmgsunterneh 
mit Sitz in einem anderen Vertragsstaat eine Bescheinigung der FMA entspre- mit Sitz in einem andeRD Verttagsstaat eine Bescheinigung der FMA entspre­
chend § 13a Abs. 4 erforderlich, so ist die FMA zur Ausstelluog einer solchen cbend § 13a Abs. 4 erforderlich, so ist die FMA zur Ausstdluog einer solchen 
Bescheinigung verpflichtet. Die Ablehnung der Ausstellung der Bescheinigung hat Bescheinigung verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn die FMA die Vorlage eines Sol· 
gegenüber dem ObemeIune:nden Versicherungsuntemehme mit Bescheid zu er- vabilitltsplans geml8 § 104 Abs. I zweiter Satz verlangt hat und die GrI1nde hie­
folgen.. für noch nicht weggefallen sind. Die Ablehnung der Ausstellung der Bescheini-

gung hat gegenOber dem Obemebmenden Vcnicherungsunternc mit Bescheid 
zu erfolgen. 

116_ (I) und (la) ... 116. (1) und (la) ... 
(2) Bestehen gegen die Aufnahme des Dimstleistungsverkehrs keine BedeJl- (2) Bestehen gegen die Aufnahme des Dimstleistungm:rkdu's keine Beden-

ken, so hat die VersichenmgssmfsichtsbeMrde innerba1b eines Monats, nachdem ken, so hat die VersicbenmpmfsichtsbeMrde inne:rbalb eines Monats, nachdem 
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die Mitteilung gemäß Abs. 1 mit den Unterlagen gemäß Abs. la bei ihr eingelangt die Mitteilung gemäß Abs. 1 mit den Unterlagen gemäß Abs. la bei ihr eingelangt 
ist, den zuständigen Behörden der Staaten, in denen der Dienst1eistungsverkehr ist, den zuständigen Behörden der Staaten, in denen der Dienstleistungsverkehr 
aufgenommen werden soll, die Versicherungszweige, die das Unternehmen betrei- aufgenommen werden soll, die Versicherungszweige, die das Unternehmen betrei­
ben darf, und die Art der Risken, die es im Dienstleistungsverkehr decken will, ben daIf, und die Art der Risken, die es im Dienstleistungsverkehr decken will, 
mitzuteilen. Gleichzeitig ist zu bescheinigen, dass das Versichenmgsumemehmen mitzuteilen. Gleichzeitig ist zu bescheinigen, dass das Versicherungsuntemehmen 
über die erforderlichen Eigeomittel verlUgt. Die FMA hat das Versicherungsunter- Ober die erforderlichen Eigenmittel vertllgt. Dies gilt nicht, wenn die FMA die 
nehmen von dieser Mitteilung unverzfiglich zu verstandigen. Vorlage eines Solvabilitltsplans gemAß § 104 Abs. I zweiter Satz verlangt hat und 

die Gründe hiefilr noch nicht weggefallen sind. Die FMA bat das Vmichenmgs­
unternehmen von dieser Mitteil\Dlg unverzOglich zu verstIndigen. 

117c:. (1) bis (2) ... § 17c:. (1) bis (2) ... 

118. (1) bis (6) ... 

(3) Änderungen der Rückversicher\Dlgsbeziehungen sind der FMA unverzüg­
lich anzuzeigen. Insbesondere sind die voraussichtlichen Auswirkungen der geln­
derten Riickversicherungsbedingungen auf die HOhe des Eigenmittelerfordemisses 
darzustellen. 

(4) Verträge, durch die versicherungstechnische Risken nicht oder nur in sehr 
geringem Umfang übertragen werden, sind fflr Zwecke der Rechnungslegung nicht 
als RflckversichenmgsvertrAge zu betrachten. 

§ 18. (1) bis (6) ... 

(7) Die FMA kann einen HOchstbetrag ftIr die gewOhnlichen Beerdigungsko­
sten festsetzen, um die Interessen der Versicherten in den Fallen des § 159 Abs. 2 
und 3 VersVG in der jeweils geltenden Fassung zu wahren. 

(8) Die Gebietsk:rankenkassen sind verpflichtet, die Todesf~Umeld\Dlgen ge­
mäß § 360 Abs. S ASVG in der jeweils geltenden Fassung in automatisationsun­
terstlltzter Fonn im Wege des Hauptverbandes der Sozialversichenm.gmager ge­
gen Ersatz der Kosten an die Versichenmgsuntemebmen, die die lebensversiche­
rung betreiben, weiterzuleiten. 

111. (1) Dem Deckungsstock dürfen die gemäß 78 geeigneten VermOgens- § 11. (1) Dem Deckungsstock dOrl'en die gemd den §§ 77 und 78 geeigneten 
werte \Dlter Beachtung des § 77 Abs. 4 bis 9 gewidmet werden. Vermögenswerte gewidmet werden. 

§ n. (I) bis (6) ... § 11. (1) bis (6) ... 
(7) Legen der Treuhand.er oder sein Stellvertreter ihre Funktion zwilck, so 

erlischt diese frühestens nach Ablauf eines Monats, uachdem die Ve:rstandigung 
Ober die ZurOcklegung bei der FMA eingelangt ist. Die FMA bat das Erlöschen 
mit Bescheid festzustellen. 
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163. (1) und (2) ... § 63. (1) und (2) ... 

(3) § 4 Abs. 1 zweiter Satz. Abs. 6 Z 3 und Abs. 8 Z 3, § 101, § 16 und die (3) § 4 Abs. 1 zweiter Satz. Abs. 6 Z 3 und Abs. 8 Z 3, § 101, § 16 und die 
§§ 73b bis 73h sincl nur auf solche kleine Versichenmgsvereine 8JIZUWeDden, §§ 73b bis 73h sincl nur auf solche kleinen Versicbenmgsvereine anzuwenden, 
deren verrechnete Pdmien in drei aufeinandafolgenden GeschAftsjahrm in der deren verrechnete PrImien in drei aufeinander folgenden Geschaftsjahrcn jeweils 
Lebensversicherung jeweils 500 000 Euro, in anderen Versicherunpzweigen 5 Millionen Euro überstiegen haben. Kleinen Versicberungsvereine die diese 
insgesamt jeweils eine Million Euro Oberstiegen haben. Voraussetzung nicht erftlllen, jedoch Ober Eigenmittel in dem gemaa § 73b Abs. 1 

erforderlichen Ausmd verftlgen, kann die FMA auf Antrag genehmigen, dass § 4 
Abs. 1 zweiter Satz, § lOa und § 16 auf sie anwendbar sind. 

(4) und (S) ... (4) und (S) ... 

(6) Auf ausllndische Versichenmgsuntemcbmen mit Sitz in einem VerII'ap- (6) Auf ansl1nctjscbc Versic:hc:rungsuntemehmen mit Sitz in einem Vertrags-
staat, die nach dem Recht ihres Sitzstaates nicht Ober eine Eigenmittelausstattung staat, die nach dem Recht ihres Sitzstaates nicht Ober eine EigenmitteJallß1attUng 
verfllgen mOssen, die den Richtlinien 731239/EWG (ABL Nr. L 228 vom ver.fOgen mOssen, die den Richtlinien 731239/EWG (ABl. Nr. L 228 vom 
16. August 1973, S 3) und 791267/EWG (ABl. Nr. L 63 vom 13. März 1979, S 1) 16. August 1973, S 3) und 791267/EWG (ABl. Nr. L 63 vom 13. März 1979, S 1) 
entspricht, sind § la Abs. 1, § 7 und § 14 nicht anzuwenden. entspricht, sind § la Abs. I, § 7 und § 14 nicht 8l1ZUWCIlden. Dies gilt nicht, wenn 

sie Ober eine aufsichtsbehördliche Geoebmigung eotsprecbcod Abs. 3 zweiter Satz 
ver:ftlgen. 

§73b. (1) ... § 73b. (1) ... 

(2) Eigenmittel sind 

(la) Ist davon auszugehen, dass eine Anderung der R1lckversicherungsbezie­
hungen zu einer maßgeblichen ErhOIu.mg des Eigenmittelerfordemisses filhrt, so 
kann die FMA eine von der Anlage D abweichende Anordnung fbr den Abzug der 
Rf1ckversichenmgsabgabe treffen. 

(2) Eigenmittel sind 
1. a) bei Aktiengesellschaften das eingezahlte Grundkapital zuzüglich der 1. a) bei Aktiengescllschafte das eingezahlte Grundkapital, 

HIlfte des nicht eingezIhlten Teils, 

(3) Die ROckstellungen fl1r erfolgsabbangige PrlmienrOckers1attung in del (3) Die ROckstellungen fl1r erfolgsabhängige Pdmienrflckerstattung in der 
Krankenversicherung und die ROckstellung fl1r Gewinnbeteiligung in der Lebens- Krankenversicherung und die ROckste11ung fl1r Gewinnbeteiligung in der lebens­
versicherung sind den Eigenmitteln hinzumrechnen, soweit sie zur Deckung von versicherung sind den Eigenmitteln llinzuzurechnen, soweit sie zur Deckung von 
Verlusten verwendet werden dOrfen. Verlusten verwendet werden dOrfen. Dies gi.h audl fbr die 1atentc Gewi.nnbetci1i-

gung, und zwar auch dann, wenn sie auf gemAß Abs. 5 anzurechne:o.de sti1Ie Re-­
serven ent1lI1t. Bei der lIinz1m:dmung latenter Gewinnbetciligu ist die hier­
auf entfallende 1atentc Steuerbe1astuD& abzuziehen. 

(4) ... (4) ... 
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(5) Die FMA hat auf Antrag und unter Nachweis die Hinzurechnung stiller (5) Die FMA hat auf Antrag und unter Nachweis die Hinzurechnung stiller 
Reserven, die sich aus der Untelbewertung von Aktiven ergeben, zu den Eigen- Reserven, die sich aus der Unternewertung von Aktiven ergeben, zu den Eigen­
mitteln zu genehmigen, sofern die stillen Reserven nicht AusnaIunecharakt ha- mitteln zu genehmigen, sofern die stillen Reserven nicht Ausnahmechamkter ha­
ben. Bei der Festlegung des Ausmaßes, in dem stille Reserven den Eigcmniueln ben. Bei der Anrechnung der stillen Reserven sind die latente SteueIbelastung 
binzugereclmet werden dilrfen, sind alle auf Aktiva und Passiva angewendeten sowie die latente Gewinnbeteiligung der Versicherungsnehmer abzuziehen. Bei 
Bewertungsverfahn: und die Verwertbarla:it der betre1fenden VeJIllOgensgegen- der Festlegung des Ausma.8es, ht dem stille Reserven den Eigenmitteln binzuge­
stande zu bertlcksichtigen. Die Grundsätze des § 201 Abs. 2 Z 2 und 4 HGB in der rechnet werden dilrfen, sind alle auf Aktiva und Passiva angewendeten &wer­
jeweils geltenden Fassung sind zu beachten. Die Anrechnung stiller Reserven ist tungsverfahren und die Verwertbarkeit der betreffenden VCI'IJ1Ogensgegenstlnde 
mit 20 vH der Eigenmittel gemaß § 73b Abs. 2 Z 1 und 2 begrenzt. zu berücksichtigen. Die GrundsAtze des § 201 Abs. 2 Z 2 und 4 HGB in der je-

§ 7Je. (1) und (2) .. , 

weils geltenden Fassung sind zu beachten. 

(6) Die FMA hat bei Aktiengesellschaften auf Antrag und unter Nachweis die 
Hinzurechnung der Halfte des nicht eingezahlten Teils des Grundkapitals zu den 
Eigenmitteln zu genehmigen. Bei der Festlegung des Ausmaßes. in dem das nicht 
eingezahlte Grundkapital den Eigenmitteln binzugerechnet wird. ist die Einbring­
lichkeit des nicht eingezahlten Teils des Grundkapitals zu berOcksichtigen. Die 
Anrechnung ist mit SO vH der Eigenmittel gemaß § 73b Abs. 2 Z I, 2 und 3 be­
grenzt Verfl1gt ein Versicherungsunternehmen nicht Ober Eigcmnittel in dem 
gemAß § 73b erforderlichen Ausmaß, so bezieht sich diese Grenze auf das Eigen­
mittelerfordemis. 

§ 7Je. (1) und (2) ... 

(3) Partizipations- und Ergänzungskapital sind bis zu einem Betrag in Höhe (3) Partizipations- und Ergänzwlgskapital sind insgesamt bis zu einem Betrag 
der Eigenmittel gemaß § 73b Abs.2 Z 1, 2 und 3, Ergänzungskapital mit fester in Höhe der Eigenmittel gemAß § 73b Abs.2 Z 1, 2 und 3 zu berQcksichtigen. 
Laufzeit ist bis zu einem Betrag in Höhe eines Drittels des Partizipationskapitals Erglnzungskapital mit fester Laufzeit ist bis zu einem Betrag von 25 vH der Ei­
ZUZOglich des Erganzungskapitals olme feste Laufzeit zu berOcksichtigen. genmittel gemaß § 73b Abs. 2 Z 1. 2 und 3 anrechenbar. Verft1gt ein Versiehe-

nmgsuntemehmen nicht Ober Eigenmittel in dem gemAß § 73b erforderlichen 
Ausmaß. so bezieht sich diese Grenze auf das Eigeomittelerfordernis. 

,73d. (1) bis (5) ... t 73d. (1) bis (5) ... 

(6) Partizipationskapital kann dmch das Versicherungsuntemehmen nach (6) Partizipationskapital kann durch das Versicherungsuntemebmen nach 
Maßgabe der folgenden Voraussetzungen eingezogen werden: Maßgabe der folgenden Voraussetzungen eingezogen werden: 

1. und 2. ... 1. und 2 .... 
3. Das Versicherungsuntemehmen hat bei der Einziehung das Partizipati- 3. Das Versicherungsunternehmen hat bei der Einziehung das Partizipati-
onskapital bar abzufinden. Die Abfindung von Partizipationskapital, so- onskapital bar abzufinden. Der aus Partizipationskapital berechtigten Per-
fern es nicht vom Versichenmgsuntemehmen selbst gehalten wird, hat son ist eine angemessene Barabfindung zu gewahren; § 2 Abs. 3 UmwG 
zum durchschnittlichen Börselrurs der partizipationsscheine an den der ist hinsichtlich der zu erstellenden Berichte, der PrOfungen und der 
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Beschlussfassung Ober die Einziehung vorausgehenden zwanzig Börseta- Rechtsbebelfe der Abfindungsberechtigten sinngemAß anmwenden, wa-
gen - aufgenmdet auf 0. 1 Euro - zu molgen. Ist das partizipatiODSkapital bei anstelle des UmwandlUJl8SPlanes der Einziehungsp1an tritt. 
nicht bOrsenotiert, so ist dem Berechtigten aus PartizipatioosI eine 
angemessene Barabfindung zu gewAhren. In diesem Fall ist § 2 Abs. 3 
UmwG hinsichtlich der zu erstelleDden Berichte. der Proftmgen und der 
RcchtsbeheJfe der Abfindungsberecbtigten sinngemIß lIJZU'WeDdeD, w0-

bei anstelle des Umwaudlungsplanes der Einziehungsplan tritt. 

f 82. (1) bis (9) ... 182. (1) bis (9) ... 

(10) Auf die Pro.fung des Konzemabschlusses und des Konzemlagebericbtes (10) Auf die Pro.fung des Konzemabschlusses und des Konzemlageberichtes 
sind Abs. 1 bis 9 sinogemAa anzuwenden. sind Abs. 1 Z. I, Abs. 2 bis 8 und Abs. 9 sinngemIA anzuwenden. 

I 86b. (1) Die Ermittlung der bereinigten EigenmitteJausstattuDg kann 
1. auf Grundlage des gem18 § 80a ententen konsolidiatcD Abschlusses 
des Versichmmpmtemebmens oder 

1118. (1) bis (3) ... 

I Mb. (1) Die Ermittlung der bereinigten EigenmiUela»sstattun kann 
1. auf Grundlage eines gemd § tJOa erstellten koosolidiertm AbscbIusses 
eines Versichc:nmgsnntcme'"oens oder 

§ 118. (1) bis (3) ... 

(4) Der Bundesminister ft1r Finanzen kann, sofern er gemAß Art. 66 Abs. 2 B· (4) Der Bundesminister ft1r Finanzen kann, sofern er gemAß Art. 66 Abs. 2 B· 
va dazu ennIcbtigt ist, durdl Vereinbarungen mit anden:n Staateo, die nicht va dazu ermadltigt ist, durch Vereinbarungen mit anderen Staaten, die nicht 
Vertragsstaaten sind, oAhere hgelungen Ober die Zusammer&a1beit mit den Be- Vertragsstaateo sind, oAhere hgelungen Ober die Zusarrnnenarbeit mit den Be­
hörden dieser Staaten im Rahmen der Abs. 1 bis 3 treffen. hOlden dieser Staaten im Rahmen der Abs. 1 bis 3 treffen; dabei ist m vereinba-

ren, dass lnformatiODal aus einem aaderen Mitgliedstaat nur mit ausdrOcklicber 
Zustimmung der mstlndipn BehOrden, die diese Information mitgeteilt haben, 
und gegebenenfalls nur ftlr Zwecke weitergepben waden dOrfen, deaen diese 
BeMrden zugestimmt haben. 

1118L (1) bis (4)... 1118L (1) bis (4) ... 

(S) Der Bundesminister ft\r Finanzen kann, sofern er gemAß Art. 66 Abs. 2 B- (S) Der Bundesminister mr Finanzen kann, sofern er gc:maß Art. 66 Abs. 2 B-
va dazu ermIchtigt ist, durch Vereinbarungen mit anderen Verttagsstaaten DIhere VG dazu ennIChtigt ist, durdl Vereinbarungen mit andc::ren Verttagsstaaten nIhere 
hgelungen Ober die ZlJsarrnnenarbeit mit den BeMrden dieser StaatcD im Rah- hgelungen Ober die Zusannnenarbeit mit den Behörden dieser Staaten im Rah­
men der Abs. 1 bis 4 treffen. men der Abs. 1 bis 4 treffen; dabei ist zu vereinbamI, dass Informationen aus 

einem llDden::n Mitgliedstaat nur mit ausdrOddic:ber Zustimmung der mstIIId.isen 
Behörden, die diese Infonnation mitgeteilt haben, und gepbeDCDfalls nur ftlr 
Zwecke weitergegeben wenIen dOrfen, deaen diese BehGrde.n zupstimmt haben. 

1119b. (1) bis (S) ... 111'" (1) bis (S) ... 
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1129b. (1) und (2) ... 

AnlaceD 
Zu § 73b AbL 1: 

Eigenmittelerfordernis 
A) Nicbt.LebenlVenichenmg 

(6) § 4 Abs. 6 Z I, § 18 Abs. 7 und 8, § 21 Abs. I, § 22 Abs. 7, § 73d Abs. 6 
Z 3, § 118 Abs. 4 und § IlSa Abs. 5 in der Fassung von Art. 2 des Bundesgesetzes 
BOBl. I Nr. XXXl2003 treten mit 1. Juli 2003 in Kraft. 

(7) § 10 Abi. 4, § lOa Abs. 2, § 13b Abs. 1 und 3; § 16 Abs. 2, § 17c Abs. 3 
und 4, § 63 Abs. 3 und 6, § 73b Abs. 11, Abs. 2 Z llita, Abs. 3, S UDd 6; § 73c 
Abs. 3, § 82 Abs. 10, § 86h Abs. 1 Z. 1 und Anlage D Abschnitt A Z 1 in der Fas­
sung von Art. 2 des Bundesgesetzes BOBl. I Nr. XXXl2003 treten mit 1. Janner 
2004 in Kmft.. 

(8) Verordnungen auf Orund der in Abs. 6 und 7 angefilhrten Bestimmungen 
dürfen bereits von dem der Kundmachung des Bundesgesetzes BOBl. I 
Nr. XXXl2003 folgenden Tag an erlassen werden, jedoch im Fall der in Abs. 6 
angefi1hrten Bestimmungen nicht vor dem 1. Juli 2003 UDd im Fall der in Abs. 7 
angefi1hrten Bestimmungen nicht vor dem 1. JIDner 2004 in Kraft treten. 

t 119b. (I) und (2) ... 

(3) Versicherungsunternehmen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der An­
lage 0 Abschnitt A Z 1 in der F8SS1mg von Artikel 2 des Bundesgesetzes BOBl. I 
Nr. XXXl2003 eine Konzession zum Betrieb der Vertragsversichenmg im InJand 
besitzen, haben das sich aus diesen Bestimmungen ergebende Eigerunittelerfor­
dernis spAtestens am 31. Dezember 2006 zu erfIlllen. 

AnlaceD 
Zu 173b AbL 1: 

Eigenmittelerfordernis 
A) Nicht·Lebenrvenichenmg 

Alle Versicherungszweige außer der Lebensversicherung (Z 19 bis 23 der Alle Versicherungszweige außer der Lebensversicherung (Z 19 bis 23 der 
Anlage A) Anlage A) 
1. Die Eigenmittel mOssen dem höheren der beiden folgenden Indizes entsprechen. 1. Die Eigenmittel mOssen dem höheren der heiden folgenden Indizes, mindestens 

jedoch dem Eigenmitteletfordernis des letzten Geschaftsjahres multipli­
ziert mit dem Quotienten aus dem Betrag der versicherungstechnischen 
Rflckste1lungen fi)r noch nicht abgewickelte VersicherungsflU1e abzQglich 
des Anteils der ROckversicherer am Ende des lettten Geschlftsjahres und 
dem Betrag der versichenmgstechniscben ROckstellungen fi)r noch nicht 
abgewickelte Versicherungsfl1le abzüglich des Anteils der ROckversiche· 
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rer zu Beginn des letzten Geschäftsjahres entsprechen; in jedem Fall ist 
dieser Quotient mit höchstens 100 vB zu begrenzen. 

a) Pramienindex: a) Pramienindex: 
Die verrecbneten Prämien der direkten und indirekten Gesamtrecbnung Der hObele Betrag der verrechnden wMi abgegrenzten Pdmien der direk-
des letzten GescbAftsjahres werden in zwei Stufen unterteilt: in eine erste ten und indirektal Gesamtrecbnung des IdZten Gescbaftsjahres wird her-
Stufe bis 10 Millionen Euro und in eine zweite Stufe ftlr den angezogen. Hierbei wird ftlr die Luftfabrzeug-Haftpflic:btwrsicberung, die 
10 Millionen Euro Obersteige:nden Betmg. Auf die erste Stufe wird ein See-, BillJlCßSMo und Flussschi1lfahrts-Haftpflichtversidlenmg und die 
Satz von 18 vH, auf die zweite Stufe ein Satz von 16 vH angewendet; die Allgemeine HaftptlichMrsichcnmg (Z 11 bis 13 der AnJage A) das 
beiden Ergebnisse werden zusammengezlblt. I,Sfache der maßgeblichen Prlmien zugrunde gelegt. Der so ermittelte 
Der Pdmienindex ergibt sich durch Multiplikation dieser Summe mit dem Betrag wird in zwei Stufen unterteilt: in eine erste Stufe bis 
Quotienten, der für das letzte Geschaftsjahr dem VerbAltnis der Aufwen- SO Millionen Euro und in eine zweite Stufe ftlr den SO Millionen Euro 
dungen für Versicherungs:flUe abzüglich des Anteils der ROckversicherer übersteigenden Betrag. Auf die erste Stufe wird ein Satz von 18 vH, auf 
zu den Aufwendungen ftlr Versicherungsßlle ohne Abzug des Anteils der die zweite Stufe ein Satz von 16 vH angewendet; die beiden Etgebnisse 
ROckversicherer entspricht; in jedem Fall ist dieser Quotient mit minde- werden 7llsammengezlhlt. 
stens SO vH anmsetzen. Der Pdmienindex ergibt sich durch Multiplikation dieser Summe mit dem 

durcbschnittlichen Quotienten, der für die letzten drei Geschlftsjahre dem 
VerbIltnis der Aufwendungen ftlr Versicherungsßlle abzüglic:h des An­
teils der ROckversicherer zu den Aufwendungen ftlr Versichenmgsfl11e 
ohne Abzug des Anteils der ROckversicheter entspricht; in jedem Fall ist 
dieser Quotient mit mindesteos 50 vB anzusetzen. 

b) Scbadenindex: b) Schadenindex: 
Die durchschnittlichen Aufwendungen ftlr VersicherungsOOle der direkten Die durchschnittlichen Aufwendungen ftlr VersicherungsOOle der direkten 
und indiIdcten Gesamtrechnung der letzten drei Geschäftsjahre, ftlr Versi- und indiRkt.en Gesamtredmung der letzten drei Geschaftsjahrc, fi1r Versi-
c:herungsunternehmen, deren verrechnete Pramien der direkten Gesam· cheruogsuntemebm deren vel'RlChoetc Prlmien der diJ:ekten Gesam· 
trec:hnung im letzten Geschäftsjahr mindestens zu 75 vH auf die Versiehe- trec:hnung im letzlel1 Geschäftsjahr mindestens m 7S vB auf die Versiebe-
rungszweige Kredit-. Stunnscbaden- und Hagelversicberung zusammen- rungszweige Kredit-. Sturmschaden· und Hagelversic:lu::rang zusammen-
genommen entfallen, der letzten sieben Geschäftsjahre, werden in zwei genommen entfallen, der letzten sieben Geschlftsjabre, waden in zwei 
Stufen unterteilt in eine erste Stufe bis 7 Millionen Euro und in eine Stufen unterteilt in eine erste Stufe bis 3S Millionen Euro und in eine 
zweite Stufe fi1r den 7 Millionen Euro Obersteigenden Betmg. Auf die er· zweite Stufe ftlr den 35 Millionen € übersteigenden Betmg. Auf die erste 
ste Stufe wird ein Satz von 26 vH, auf die zweite Stufe ein Satz von Stufe wird ein Satz von 26 vH, auf die zweite Stufe ein Satz VOll 23 vH 
23 vH angewendet; die beiden Ergebnisse werden 1I1g m mengmtbit angewendet; die beiden Ergebnisse werden ~ 
Der Sduwenindex ergibt sich durch Multiplikation dieser Summe mit Der Schadtnindex ergibt sich durch Multiplikation dieser Summe mit 
dem Quotienten, der ftlr das letzte Geschaftsjahr dem Ve:rbIltnis der Auf· dem durchschniUlichen QuotienteD, der ftlr die letzten drei Gc:schaft.sjaIm 
wendungen fi1r Versidtcrungsfllle abzüglich des ADtciIs der ROckvcrsi- dem VerldItDis der Aufwendungen fi1r Va:si.cheruIJ&:se abzOglic:h des 
cherer 1Il den Aufwendungen ftlr VersicbenmpftUle ohne Abzug des Anteils der ROckversicben=r 1Il den Aufwendungm ftlr Versicberuogsfll1e 
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Anteils der Rückversicherer entspricht; in jedem Fall ist dieser Quotient 
mit mindestens SO vH anzusetzen. 

Artikel 3 

ohne Abzug des Anteils der Rückversicherer entspricht; in jedem Fall ist 
dieser Quotient mit mindestens SO vH anzusetzen. 

Anderungen des Kartellgesetzes 1988 
I So (1) Die Abschnitte 11 bis IV sind vorbehaltlich des § 7 nicht anzuwenden 

2. auf einen Sachverhalt, der auf Grund gesetzlicher Bestimmungen der 
Aufsicht des Bundesministers für Finanzen über K.reditinstitute, Bauspar­
kassen oder private Versicherungsuntemehmungen oder des Bundesmini­
sters für öffentliche Wirtschaft und Verkehr Ober Verkehrsunternehmen 
unterliegt; die Ausnahme gilt nicht fI1r PrlmienbetJtge des Unternehmen­
starifs in der Kmftfahrzeug-HaftpDichtversicherung, 

§ 17. (1) ... 

I So (1) Die Abschnitte n bis IV sind vorbehaltlich des § 7 nicht anzuwenden 
2. auf einen Sachverhalt, der auf Grund gesetzlicher Bestimnnmgen der 
Aufsicht der Finanzmarlctaufsichtsbchörde über K.reditinstitute, Bauspar­
kassen oder private Versichenmgsuntemehmungen oder des Bundesmini­
sters für öffentliche Wirtschaft und Verkehr Ober Verkebrsuntemehmen 
unterliegt; die Ausnahme gilt nicht für Prlmienbetrlge des Unternehmen­
starifs in der Kraftfahrzeug-Haftpßichtversicherung, 

117. (1) ... 

Oa) Soweit eine Verordnung nach Abs. 1 besondere Bestimmtmgen für Kre- (la) Soweit eine Verordnung nach Abs. 1 besondere BestimmWJgen für Kre-
ditinstitute, Unternehmen der Vcrtragsversicherung oder Pensionskassen enthalt, ditinstitute, Unternehmen der VcrtragsversicherWJg oder Pensionskassen enthält, 
ist sie im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen zu erlassen, soweit ist sie im Einvernehmen mit der FinanztnarldaufsichtsbehOrde zu erlassen, soweit 
sie eine Freistellung nach Abs. 2a enthalt, im Einvernehmen mit dem Bundesmini- sie eine Freistellung nach Abs. 2a enthalt, im Einvernebmen mit dem Bundesmini­
ster fi1r Land- und Forstwirtschaft und mit dem Bundesminister für wirtschaftliche ster für Land- und Forstwirtschaft und mit dem Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten, sonst im Einvernehmen mit dem Bundesminister fi1r wirtschaft- Angelegenheiten, sonst im Einvernehmen mit dem. Bundesminister ft1r wirtschaft-
liche Angelegenheiten. liche Angelegenheiten. 

16. (1) bis (3) ... 

Artikel 4 

Anderungen des Versicherungssteuergesetzes 1953 
16. (1) bis (3) ... 

(4) Die unmittelbare oder mittelbare Zahlung des Versicherungsentgeltes an entftlllt 
einen Versicherer mit Sitz (Wohnsitz) au8erbalb eines Vertragsstaates des Ab-
kommens Ober den Europäischen Wirtschaftsrau.m unterliegt mit Ausnahme der 
im 4 Abs. 2 bezeichneten Fllle der Besteuenm.g nach den ftlnffachen SteucrsAlzen 
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der Abs. 1 und 2, höchstens jedoch einer Besteuerung von SOOft, es sei denn, dass 
der Versicherer zum GescbAftsbetrieb in einem Vertragsstaat des Abkommens 
Ober den Europaischen Wutscbaftstawn zu.gelassen ist und die Zahlung an diese 
Niederlassung erfolgt. Die im § 4 Abs. 1 unter Z 1 und Z 4 angdWuten Ausoah· 
IDen von der Besteuerung gelten in diesem Falle nic:bt 

(5) Der B1l1W .sminister fiIr Finanzen kann aus allgemcinca haodeJs.. oder ent1IJlt 
wirtschaftspolitischen Groudcn Ausnahmen von der ßestjmDDmg des Abs.4 m-
lassen. 

Artikel 5 

Änderungen des Versicherungsvertragsgesetzes 1958 
1188 (1) Die Vorschriften der §§ 38, 39 und 42 Ober die Dicht teehtzeitige endIIlt 

Zahlung einer Prtmie, des § 165 Ober das KOndigungsrecht des Versicherungs-
nehmers und die Vorschriften der §§ 172 bis 176 und des § 178 Ober die Gewah-
nmg einer prlmienfreien Versicherung und die Erstattung der Prlmienreserve 
sind, soweit mit Genehmigung der Aufsichtsbeh6rde in den Versichenmahedin-
gungen abweichende Bestimmungen getroffen sind, Dicht anmwenden: 

1. auf Versicherungen, die bei einem Verein genommen werden, der als 
kleinerer Verein im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen über die Be­
aufsichtigung der privaten Versicbemngsunterndunungen anerkaont ist; 
2. auf die Sterbegeldversicherung, die Volksversicherung sowie auf son­
stige Arten der Lebensveßichenmg mit kleineren BetrIgeD; 
3. auf die Unfallversicherung mit kleineren BetrAgen. 

(2) Sind fiIr Versic.benmgen mit kleineren .BetrIgen im Sinne des Abs. 1 Z. 2 enttlllt 
und 3 mit Genebmigung der Aufsichtsbehörde abweichende BestimDnmgen ge-
troffen, so kann deml GOltigkeit nicht unter Berufung daJauf angefochten werden, 
dass es sich Dicht um Versicberungen mit kleineren Betd.gen handle. 

Artikel 6 

Änderungen des Atomhaftungsgesetzes 1999 
§ 8. (1) Eine als SicbersteUung dienende Haftpflichtversicherung nadl den 18. (1) Eine als Sicherstellung dienende Haftpflichtversicherung nach den 

§§ 6 und 7 muss bei einem zum Betrieb dieses Versicherungszweigs in ÖRerreich §§ 6 und 7 muss bei einem zum Betrieb dieses Versichc.ruopzweigs in ö.terreich 
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berechtigten Versicherer abgeschlossen werden. Darauf muss österreichisches berechtigten Versicherer abgeschlossen werden. Darauf muss österreichisches 
Recht anzuwenden sein. Der Versicherer hat die Versicherungsbed.ingungen vor Recht anzuwenden sein. Der Versicherer hat die Versicherungsbedinguen vor 
ihrer Verwendung dem Bundesminister ftlr Finanzen mitzuteilen. ihrer Verwendung der Finanzmatittaufsichtsbehörde mitzuteilen. 

§ 10. (1) ... § 10. (1) ... 

(2) FOr Radionuklide mit einer Aktivität von mehr als 370 Gigabccquerel (2) FOr Radionuklide mit einer Aktivität von mehr als 370 Gigabecquerel 
muss diese Vorsorge jedenfalls in einer Haftpflichtversicherung mit einer Versi- muss diese Vorsorge jedenfalls in einer Haftpflichtversicherung mit einer Versi­
cherungssumme von mindestens 4 060 000 Emo je Versicherungsfall bestehen. chenmgssumme von mindestens 4 060 000 Euro je Versicherungsfall bestehen. 
Die Haftpflichtversicherung muss bei einem zum Betrieb dieses Versicherungs- Die Haftpflichtversicherung muss bei einem zum Betrieb dieses Versicherungs­
zweigs in österreich berechtigten Versicherer abgeschlossen sein. Darauf muss zweigs in österreich berechtigten Versicherer abgeschlossen sein. Darauf muss 
österreichisches Recht anzuwenden sein. Der Versicherer hat die Versicherungs- österreichisches Recht anzuwenden sein. Der Versicherer hat die Versicherungs­
bedingungen vor ihrer Verwendung dem Bundesminister ftlr Finanzen mitzuteilen. bedingungen vor ihrer Verwendung der Finanzmarktaufsichtsbell6Ide mitzuteilen. 

§ 2. (1) ... 

Artikel 7 

Änderungen des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes 
§ 2. (1) •.. 

(2) Zur Versicherungsaufsicht zählt die Wahrnehmung der behördlichen Auf- (2) Zur Versicherungsaufsicht zählt die Wahrnehmung der behördlichen Auf-
gaben und Befugnisse, die im Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG, BGBI. gaben und Befugnisse, die im Versicherungsaufsichtsgesetz • VAG, BGBI. 
Nr. 569/1978, und im Kraftfahrzeug-Haftptlichtvcrsicherungsgesetz 1994, BGBI. Nr.56911978, im Kraftfahrzeug.Haftpflichtversicherungsgesetz 1994, BGBI. 
Nr. 6S 111994, geregelt und der FMA zugewiesen sind Nr. 6S 111994, im Bundesgesetz vom 2,Juni 1977 über den erweiterten Schutz der 

§ 6. (1) ... 

Verlcehrsopfer, BGBI. Nr. 322/1977 und im Bundesgesetz Ober die zivilrechtliche 
Haftung ftlr Schaden durch Radioaktivität (Atombaftungsgesetz 1999, 
AtomHG 1999), BGBl. 1 Nr. 170/1998 geregelt und der FMA zugcMesen sind. 

Artikel 8 

Änderungen des Bundesgesetzes über den erweiterten Schutz der Verkehrsopfer 
§ 6. (1) ... 

(2) Die Auslobung ist dem Bundesministerium ftlr Finanzen als Versiehe- (2) Die Auslobung ist der Finanzmarktaufsichtsbeh6Ide zur Kenntnis zu brin-
rungsaufsichtsbehOrde zur Kenntnis zu bringen und von diesem im "Amtsblatt zur gen und von dieser im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen. Mit dieser 
Wiener Zeitung" kundzumachen. Mit dieser Kundmachung wird die Auslobung Kundmachung wird die Auslobung verbindlich. 
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verbindlich. 

Artike19 

Änderungen des Bankwesengesetzes 
t.s. (1) Die Konzession ist zu erteile.o, wenn: 

ZlbisS ... 
6. bei keinem der Gescblftsleitcr ein Ausschließungsgnmd im Sinne des 
§ 13 Abs. 1 bis 6 GewO 1994 vorliegt; 

I s. (1) Die Koo:zasion ist 7Jl erteilen, wenn: 
ZlbisS ... 
6. bei keinem der GeschAft.sleita: ein Ausscbließuogsgnmd im Sinne des 
§ 13 Abs. 1 bis 3, S und 6 GewO 1994 vorliegt und über das Vermögen 
keines der Gescblftsleitcr beziehtmgSWeise biDcs lDderes Rtlchtstragers 
als einer natOrIicben Person, auf deren Gescblfte einem Gescblftsleitcr 
maßgebender Einfluss zusteht oder zugestanden ist, der Kookurs a6ffnet 
wurde; 
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